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Antrag 

der Abgeordneten Schulte (Menden), Senfft und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Maßnahmenpaket zur Förderung umweltverträglicher Verkehrsmittel 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Die mit Bau, Betrieb und Unterhaltung des Straßennetzes 
verbundenen Kosten sowie die Beseitigung der durch Stra- 
ßenverkehrsunfälle entstehenden Schäden werden in erheb- 
lichem Maße von der öffentlichen Hand bzw. von der Ver- 
sichertengemeinschaft getragen. Für die vom Straßenver- 
kehr verursachten Umwelt- und Gesundheitsschäden fehlt 
bis heute die Anwendung des Verursacherprinzips. 

Die Einnahmen der Kraftfahrzeugsteuer und der Mineralöl- 
steuer decken weder die Kosten des Staßennetzes und des 
Straßenverkehrs noch können sie aufgrund der ungleichen 
Verteilung von Steueraufkommen und Kostenbelastung im 
Straßenverkehr auf Bund, Länder und Gemeinden direkt mit 
diesen Kosten verrechnet werden. 

2. Straßenbau und Straßenverkehr sind wesentliche Verur- 
sacher von Umweltbelastungen. Sowohl im Personen- als 
auch im Güterverkehr werden auf der Straße Verkehrslei- 
stungen mit einem — im Vergleich zu anderen Verkehrsträ- 
gern - mehrfach größeren Flächen- und Energieverbrauch 
erbracht. Der Rächenverbrauch pro erbrachter Verkehrslei- 
stung wird dabei nur noch vom Binnenschiffsverkehr, der 
Energieverbrauch vom Luftverkehr übertroffen, in allen Fäl- 
len hegen die öffentlichen Verkehrsmittel Bus und Bahn 
jedoch wesentlich günstiger. 

Die Schadstoffbelastung der Luft und des Bodens ist bei 
einer Reihe von Belastungskomponenten wie CO, NO x und 
Blei zu großen Teilen auf den Straßenverkehr zurückzufüh- 
ren. Sowohl der PKW als auch der LKW sind hinsichtlich 
Unfallhäufigkeit und Unfallschwere deutlich schlechter zu 
beurteüen als alle anderen Verkehrsmittel. 

3. Bis heute fehlen Steuer liehe sowie sonstige finanzielle 
Anreize zur Benutzung von weniger umweltbelastenden 
und sichereren Verkehrsmitteln. Im Gegenteil, der Kfz-Ver- 
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kehr, insbesondere aber der Güterkraftverkehr, gehören zu 
den größten Empfängern staatlicher Subventionen. Diese 
Politik hat zu einer Wettbewerbsverzerrung geführt, das 
Angebot bei den öffentlichen Verkehrsmitteln wurde vor 
allem in ländlichen Regionen zunehmend verschlechtert 
und so die Benutzung des Autos gefördert. 

4. Gleichzeitig verschärft eine überproportionale Fahrpreis- 
erhöhung bei den öffentlichen Verkehrsbetrieben sowie der 
Deutschen Bundesbahn diese Kostenvorteile des Autos 
gegenüber umweltfreundüchen Verkehrsmitteln. 

5. Die derzeitige Senkung der Mineralölpreise führt zu einer 
weiteren Bevorzugung des umweltschädlichen Kfz-Ver- 
kehrs und gefährdet die Anfangserfolge in der Energieein- 
sparung. 

II. Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

1. für die Personenbeförderung im öffentlichen Verkehr mit 
Ausnahme des Flugverkehrs eine Umsatzsteuerbefreiung 
herbeizuführen, um eine dementsprechende Fahrpreissen- 
kung zu ermöglichen und darüber hinaus die Fahrpreise der 
Deutschen Bundesbahn bis auf 50 % gegenüber dem Preis- 
stand vom 1. Juni 1986 zu senken; 

2. die Küometerpauschale zu streichen und statt dessen für alle 
Fahrten zur Arbeitsstätte, soweit sie länger als 3 km sind, 
eine Entfernungspauschale in Höhe von 0,36 DM pro Entfer- 
nungsküometer - unabhängig vom benutzten Verkehrsmit- 
tel - zu gewähren. Nachgewiesene höhere Kosten bei 
Benutzung eines öffentlichen Verkehrsmittels sollen er- 
stattet werden; 

3. für LKW aufgrund der maßgeblich von ihnen verursachten 
Straßenabnutzung und Umweltbelastung eine Schwerver- 
kehrsabgabe einzuführen. Sie ist nach dem Produkt aus dem 
Gewicht der beförderten Ladung multipliziert mit der Beför- 
derungsstrecke (nach der Transportleistung) zu bemessen. 
Zusätzlich ist eine Staffelung nach der zulässigen Nutzlast 
einzuführen. Folgende Abgaben sollen erhoben werden: 


Nutzlast der LKW/Anhängers 
oder Sattelzuges 

Schwerverkehrsabgabe 

bis ZU 1 t 

0,05 DM/tkm 

von 1 t bis zu 7,5 t 

0,10 DM/tkm 

von 7,5 t bis zu 12 t 

0,12 DM/tkm 

von 12 t bis zu 16 t 

0,20 DM/tkm 

von 16 t bis zu 20 t 

0,25 DM/tkm 

über 20 1 

0,32 DM/tkm 


Bei Lastzügen sind für Zugmaschine und Anhänger 
getrennte Abgaben zu erheben. Als Gewicht der Ladung gilt 
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die Differenz zwischen dem beladenen und dem unbelade- 
nen (aufgetankten) Fahrzeug; 

4. die Kraftfahrzeugsteuer und Mineralölsteuer so zu erhöhen, 
daß 

— die Kosten für den Bau von Bundes- , Landes- und 
Gemeindestraßen, 

— die Kosten der Straßenbauverwaltungen, 

— die Kosten für Betrieb und Unterhaltung der Straßen, 

— die Kosten der Verkehrspolizei, 

— die nicht durch Versicherungsleistungen der Kraftfahrer 
abgedeckten Unfallschäden, 

— die vom Straßenverkehr verursachten Umwelt- und Ge- 
sundheitsschäden 

abgedeckt und darüber hinaus Maßnahmen zur Verringe- 
rung der Umweltbelastungen des Straßenverkehrs finanziert 
sowie zusätzliche Mittel zum Ausbau und zur Förderung 
umweltfreundlicher Verkehrsmittel bereitgestellt werden 
können. 

Die Kraftfahrzeugsteuer soll künftig nicht mehr nach dem 
Hubraum, sondern nach den Emissionen und dem Kraftstoff- 
verbrauch sowie für LKW zusätzlich nach dem Gewicht 
eines Fahrzeuges bemessen werden. Zur Berechnung der 
Bemessungsgrundlage sind jeweils für alle zugelassenen 
PKW-Fahrzeugtypen spezifische Faktoren zu ermitteln, die 
zu einem „Umweltbelastungsfaktor U PK w" zusammengefaßt 
werden, wobei die Abgasemissionen stärker gewichtet 
werden. 

Upkw — 2xE a +E l +V 

E a = skalierter Emissionsfaktor der Abgasemissionen 

E l = skalierter Emissionsfaktor der Lärmemissionen 

V = skalierter Verbrauchsfaktor 


Die skalierten Emissions- und Verbrauchsfaktoren eines 
Fahrzeugtyps werden ermittelt, indem die dimensionsbehaf- 
teten Emissionsfaktoren in einheitlichen Fahrmodi gemes- 
sen und auf eine 10-Punkte-Skala übertragen werden, deren 
Obergrenze dem 1980 erreichten schlechtesten Wert und 
deren Untergrenze dem Emissionsfaktor Null entspricht. 

Darüber hinaus ist die Kraftfahrzeugsteuer für PKW regional 
so zu staffeln, daß die Kfz-Haltung in Regionen mit gutem 
ÖPNV- Angebot relativ teurer, und in Regionen, die hinsicht- 
lich des ÖPNV unterversorgt sind, relativ billiger wird. 

Dabei sind - bezogen auf das gesamte, derzeit zugelassene 
Fahrzeugkollektiv - die folgenden Grenz- und Durch- 
schnittswerte einzuhalten: 
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Tabelle: Staffelung der Kraftfahrzeugsteuer für PKW (DM/ 
Jahr) 


Regional- 

struktur 




Umwelt- 




belastungs- 

faktoren 

i 

II 

III 

geringe Belastung 

50,- 

100,- 

200,- 

durchschnittliche Belastung 

150- 

300,- 

600,- 

hohe Belastung 

450,- 

900,- 

1 500,- 


Erläuterung: I = ländlicher Raum 

II = Verdichtungsgebiet 

III = Ballungsgebiet 

Die regionale Vergünstigung der Kraftfahrzeugsteuer wird 
analog dem ÖPNV- Ausbau reduziert und ab 1991, wenn der 
ÖPNV-Ausbau in erwünschtem Maße erreicht ist, wieder 
gestrichen. 

Für LKW ist der Umweltbelastungsfaktor Ulk W um einen 
Faktor (Gewicht) zu erweitern, der mit 1 gewichtet wird. 
Seine Skalierung erfolgt, indem der Skalenwert Null dem 
zulässigen Gesamtgewicht von 1 t zugeordnet wird, der 
Skalenwert 10 dem größten zulässigen Gesamtgewicht von 
40 t. Für Anhänger erfolgt die Bemessung ausschließlich 
nach dem zulässigen Gesamtgewicht. Die durchschnittlich 
zu erhebende Kraftfahrzeugsteuer soll 550 DM pro Jahr 
betragen. Eine regionale Staffelung erfolgt nicht. 

Die Mineralölsteuer ist in drei Schritten anzuheben: 

— für 1 hl Leichtöle, die keine Bleizusätze enthalten und als 
Kraftstoff verwendet werden: 


ab sofort 85 DM 

ab 1. Januar 1989 105 DM 

ab 1. Januar 1991 135 DM 


— für 1 hl Leichtöle, mittelschwere öle oder Schweröle 


ab sofort 95 DM 

ab 1. Januar 1989 115 DM 

ab 1. Januar 1991 145 DM 

— für 1 hl Flüssiggas 

ab sofort 80 DM 

ab 1. Januar 1989 100 DM 

ab 1. Januar 1991 130 DM 
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Das Mineralölsteueraufkommen ist (teilweise) in einer jähr- 
lich vom Deutschen Bundestag festzustellenden Höhe einem 
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Fonds zur Verfügung zu stellen, aus dessen Mitteln Maß- 
nahmen zur Beseitigung von Umweltschäden und Gesund- 
heitsschäden sowie Entschädigung (z. B. an Waldbesitzer) 
durchzuführen sind, soweit sie auf den Straßenverkehr 
zurückzuführen sind. Uber die Verwendung der Mittel ent- 
scheidet der Deutsche Bundestag auf Vorschlag des Rates 
der Sachverständigen für Umweltfragen; 

5. den öffentlichen Personennahverkehr und den Schienenver- 
kehr von der Mineralölsteuer zu befreien; 

6. die Mineralölsteuerbefreiung des Luftverkehrs und des 
Binnenschiffsverkehrs aufzuheben. 

Bonn, den 18. Juli 1986 

Schulte (Menden) 

Senfft 

Borgmann, Hönes, Volmer und Fraktion 


Begründung 

1. Jahrzehntelang wurde eine Verkehrspolitik zugunsten des 
Straßenverkehrs und zu Lasten des umweltfreundlichen Schie- 
nenverkehrs betrieben. Die meisten Investitionen flössen in 
den Bau neuer Autobahnen und Bundesstraßen. Gleichzeitig 
wurde das Angebot bei der Deutschen Bundesbahn einge- 
schränkt, die Fahrpreise überproportional erhöht. Der starke 
Anstieg des Straßenverkehrs führt zu einer nicht hinnehmba- 
ren Umwelt- und Gesundheitsbelastung. Vor allem die Zahl der 
Verkehrstoten und Verletzten muß durch die Förderung der 
öffentüchen Verkehrsmittel gesenkt werden. Zur Steigerung 
der Wettbewerbsbedingungen umweltfreundlicher Verkehrs- 
mittel sollen die Bahnpreise drastisch um 50 % gesenkt werden. 
Durch eine Befreiung der Personenbeförderung von der 
Umsatzsteuer könnte zudem der Bund für eine Fahrpreissen- 
kung auch bei den anderen öffentlichen Verkehrsmitteln 
sorgen. 

Deshalb soll bei der EG eine Änderung der Umsatzsteuerricht- 
linie erwirkt werden, die es ermögücht, den Steuersatz von 
14 % auf Fahrausweise im Fernverkehr und 7 % im Nahverkehr 
zu streichen. Gleichzeitig soll der § 15 des Umsatzsteuergeset- 
zes dahin gehend ergänzt werden, daß der Vorsteuerabzug für 
die Verkehrsbetriebe erhalten bleibt. 

2. Die pauschale steuerüche Abzugsfähigkeit von 36 Pf/km bei 
Benutzung des eigenen PKW für Fahrten zur Arbeitstätte stellt 
eine einseitige Bevorzugung des privaten PKW-Verkehrs dar. 
Bei Benutzung eines öffentüchen Verkehrsmittels sind nur die 
tatsächüch entstehenden Kosten abzugsfähig, während die 
Küometerpauschale wesentlich höher ist, als die bei heutiger 
Benutzung eines PKW entstehenden variablen Kosten. Somit 
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wird die Anschaffung und Nutzung eines PKW steuerlich 
begünstigt. Dies steht weder mit dem Ziele des Abbaus von 
Umweltbelastungen noch des Abbaus von Subventionen in 
Einklang. Daher ist die Kilometerpauschale durch eine Entfer- 
nungspauschale zu ersetzen, die gezahlt wird, wenn die Entfer- 
nung zwischen Wohnung und Arbeitsplatz größer ist als 3 km. 
Dabei ist es unabhängig, welches Verkehrsmittel benutzt wird. 
Die Kosten für Nutzung eines öffentlichen Verkehrsmittels sol- 
len auf Antrag dann gewährt werden, wenn sie über dem o. g. 
Kostenansatz von 0,36 DM/km liegen. 

3. Der Straßenverkehr als ein Hauptverursacher von Umweltbe- 
lastung und Flächenverbrauch soll nicht mehr staatlich subven- 
tioniert werden. Da es bisher keine zweckgebundenen Ab- 
gaben der Straßenbenutzer gibt, sind strenggenommen alle 
Straßenverkehrsausgaben von Bund, Ländern und Gemeinden 
als Subventionszahlungen einzustufen. Auch bei Anerkennung 
der Kraftfahrzeugsteuer und der Mineralölsteuer als 
Kostendeckungsbeitrag des Straßenbenutzers decken die 
Steuereinnahmen (1960 bis 1981 336,7 Mrd. DM) noch nicht 
einmal die Kosten für Neubau- und Erhaltungsinvestitionen, 
Straßenbauverwaltung und Verkehrspolizei (1960 bis 1981 
365,525 Mrd. DM). Bei Anrechnung der gesamten Kosten des 
Straßenverkehrs (einschließlich der Lärmvermeidungskosten) 
stehen für 1981 den Einnahmen aus der Kraftfahrzeugsteuer 
und der Mineralölsteuer in Höhe von 26,8 Mrd. DM Kosten in 
Höhe von 38 Mrd. DM gegenüber. Hierbei sind weder die 
Unfallfolgekosten noch sonstige soziale und ökologische Folge- 
schäden berücksichtigt. Diese Subventionszahlungen vertra- 
gen sich weder mit dem Ziel, Stützungsmaßnahmen des Staates 
für die Wirtschaft weitgehend abzubauen, noch sind sie ein 
Beitrag zur Förderung umweltfreundlichen Verhaltens. 

Die Einführung des Kostendeckungs- und Verursacherprinzips 
im Straßenverkehr vermeidet sämtliche bisher notwendiger- 
weise aufzuwendenden staatlichen Subventionen. Sie ist dar- 
über hinaus - da kein anderes Verkehrssystem der Forderung 
der Kostendeckung unterworfen wird - ein wirksamer Beitrag 
zur Förderung umweltschonender Verkehrsmittel, ohne daß 
der Staat direkt reglementierend und kostenaufwendig in den 
Verkehrsmarkt eingreifen muß. 

Besonders der LKW-Verkehr belastet extrem die Umwelt und 
deckt nicht einmal die Hälfte der Kosten, die allein durch die 
Beanspruchung des Straßennetzes entstehen. Deshalb soll 
zusätzlich zur Kraftfahrzeugsteuer und Mineralölsteuer für den 
LKW-Verkehr eine Schwerverkehrsabgabe erhoben werden, 
die auf die erbrachte Transportleistung gelegt wird. Diese 
Abgabe verfolgt zwei Ziele: 

a) Aufgrund der vom LKW-Verkehr ausgehenden Emissionen 
und dessen erheblicher mechanischer Beanspruchung des 
Straßenunterbaus sollte der LKW-Verkehr vorerst min- 
destens ein Drittel des Aufkommens aus der Kraftfahrzeug- 
steuer und der Mineralölsteuer aufbringen. Dies ist - da für 
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PKW und LKW die gleichen Mineralölsteuersätze gelten 
müssen - im Rahmen des bisherigen Steuersystems nicht 
möglich. Eine Erhöhung der Kraftfahrzeugsteuer (Erhöhung 
des Fixkostenanteils) würde darüber hinaus einen Zwang 
auslösen, der zu noch mehr LKW-Verkehr führen und damit 
zu mehr Umweltbelastung und Straßenabnutzung führen 
würde. 

b) Es soll ein Anreiz geschaffen werden, Gütertransporte so- 
weit wie mögüch auf die umweltfreundliche Schiene zu 
verlagern. 

Daher wird die Form der transportleistungsbezogenen 
Abgabe gewählt. Diese Abgabe ist zusätzlich nach der Höhe 
der zulässigen Nutzlast des Transportfahrzeugs gestaffelt, 
um die mit steigendem Gesamtgewicht überproportional 
steigenden Straßenbelastungen zu berücksichtigen. 

Die Schwerlastabgabe wird gemäß dem Verursacherprinzip 
auch vom ausländischen LKW-Verkehr erhoben. Sie ist bei 
der Ausfahrt zu entrichten und wird nach der in der Bun- 
desrepublik Deutschland erbrachten Transportleistung 
bemessen. 

4. Die Höhe der Kraftfahrzeugsteuer soll im Sinne des Verur- 
sacherprinzips nach der Umweltbelastung der besteuerten 
Fahrzeuge gestaffelt werden. Eine umweltrelevant erhobene 
Kraftfahrzeugsteuer gibt zudem einen Anreiz zur Benutzung 
und Produktion von schadstoffärmeren, leiseren und spritspa- 
renden Fahrzeugen. 

Die von einem Fahrzeug ausgehende Umweltbelastung ist 
wesentlich durch die von ihm ausgehenden Emissionen (Lärm 
und Abgase) sowie durch den Kraftstoffverbrauch und die 
Straßenabnutzung zu beschreiben. Diese sind für jeden Fahr- 
zeugtyp unter standardisierten Bedingungen zu messen, zu 
gewichten und auf einer für alle Indikatoren einheitlichen 
Skala abzubüden. Die so erhaltenen Skalenwerte büden für 
jeden Fahrzeugtyp aufaddiert den „Umweltbelastungsfaktor 
U" zur Ermittlung der spezifischen Umweltbelastung. Beim 
Abgas sind die Komponenten CO, NO x , SO x , CH-Verbindun- 
gen und Schwermetalle nach ihrer Gefährlichkeit für den Men- 
schen (hüfsweise anhand der MAK-Werte) zu gewichten. Der 
so ermittelte Gesamtabgas-Emissionsfaktor ist mit dem Faktor 
2 zu multiplizieren, die übrigen Belastungsfaktoren (Lärm, Ver- 
brauch, Gewicht) werden nicht gewichtet. Das Fahrzeugge- 
wicht soll aus Gründen der Praktikabilität nur bei LKW (zuläs- 
sige Nutzlast) sowie Anhängern und Sattelaufliegern berück- 
sichtigt werden. 

Um die mit der Erhöhung der Mineralölsteuer evtl, entstehen- 
den regionalen und sozialen Benachteiligungen abzubauen, 
wird die Kraftfahrzeugsteuer nicht nur emissionsbezogen, son- 
dern auch regional gestaffelt erhoben. Für PKW-Halter in Bal- 
lungsgebieten wird (bei gleichem Umweltbelastungsfaktor) die 
Kraftfahrzeugsteuer gegenüber solchen aus Verdichtungsge- 
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bieten erhöht, für PKW-Halter aus ländlichen Räumen gesenkt. 
Über die Einstufung der Landkreise der Bundesrepubük 
Deutschland in eine dieser drei Kategorien hat jährlich die 
Ministerkonferenz für Raumordnung zu entscheiden. Als Indi- 
kator für die Zuteüung soll der Bedienungsstandard im öffent- 
üchen Personennahverkehr herangezogen werden. Somit kann 
für ländliche Regionen ein Ausgleich geschaffen werden, 
solange öffentüche Verkehrssysteme nicht zur Verfügung 
stehen. Durch den intensiven Ausbau des ÖPNV soll die regio- 
nale Begünstigung längstens bis 1991 gewährt werden. Für 
LKW gilt diese regionale Staffelung nicht. 

5. Um eine umweltpolitisch erwünschte Reduzierung des Stra- 
ßenverkehrs und dessen Verlagerung auf öffentliche Verkehrs- 
mittel zu erreichen, werden die Steuersätze für Mineralöl in 
den nächsten Jahren stufenweise erhöht, während der Linien- 
busverkehr sowie der Schienenverkehr von der Mine- 
ralölsteuerzahlung zu befreien sind. Aus dem gleichen Grunde 
ist die Mineralölsteuerbefreiung des umweltpolitisch nicht 
erwünschten Flug- und Binnenschiffsverkehrs aufzuheben. 
Nach der letzten Steuererhöhung im Jahre 1991 sollte das 
öffentüche Verkehrssystem derart gut ausgebaut sein, daß 
auch in ländüchen Regionen auf die Benutzung des PKW ver- 
zichtet werden kann. 

6. Eine Vielzahl von Umweltschäden durch Straßenverkehr ist 
heute noch nicht vollständig bekannt, in anderen Fällen fehlen 
bisher Mögüchkeiten zur Behebung der Schäden (z. B. Verseu- 
chung von Böden mit Blei und Cadmium, Verunreinigung von 
Grundwasser mit Streusalz, Schäden durch Abgase an Gebäu- 
den, Waldsterben). Hierfür ist ein Teil des Aufkommens der 
Mineralölsteuer einem Fonds zuzuführen, der sicherstellen soll, 
daß der größer werdende Mittelbedarf für die durch den Stra- 
ßenverkehr verursachten „Umweltreparaturen" gedeckt wer- 
den kann. Des weiteren ermögücht der Fonds, bereits be- 
stehende Schäden, insbesondere wirtschaftliche Verluste 
durch das Waldsterben, finanziell auszugleichen und somit den 
Entschädigungsforderungen der Waldbesitzer nachzukommen. 
Ein Teü dieses Fonds kann für Forschungszwecke ausgegeben 
werden, um das Ausmaß der vom Straßenverkehr verursachten 
Schäden zu erkennen und Sanierungsmögüchkeiten ent- 
wickeln zu können. 

7. Um nicht nur eine regionale, sondern auch soziale Benachteiü- 
gung zu verhindern, sollen die höheren Steuereinnahmen in 
einem wesentüchen Umfang der dringend notwendigen Förde- 
rung der umweltfreundüchen, öffentlichen Verkehrsmittel 
zugute kommen. Dadurch können nicht nur weitere Strecken- 
stillegungen und Angebotsbeschränkungen verhindert, son- 
dern auch erhebüche Investitionen von seiten des Bundes zur 
Verbesserung der Infrastruktur getätigt und Spielraum für 
Fahrpreissenkungen geschaffen werden. Des weiteren sollen 
der Fahrradverkehr, verkehrsberuhigende Maßnahmen und 
der Rückbau von Straßen finanziert werden. 
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